[image: image1.jpg]C
( wohnen

im eigentum

die wohneigentiimer e.V.



  
Muster-Teilungserklärung
mit Gemeinschaftsordnung
[image: image2.png]Gefordert durch:

% Bundesministerium
der Justiz und

fur Verbraucherschutz

aufgrund eines Beschlusses
des Deutschen Bundestages




Wohnen im Eigentum e.V. (WiE) hat dieses Muster im Rahmen eines vom BMJV geförderten Projekts zur Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung neu herausgegeben.
Bitte lesen Sie hierzu auch den umfassenden Ratgeber 
„Das Zusammenleben gebacken bekommen.
Wie Sie als Wohnungseigentümer/in die Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung sicher beurteilen“ 


Diesen Ratgeber können Sie sich auf unserer Website kostenfrei als PDF herunterladen:
wohnen-im-eigentum.de/gemeinschaftsordnung
Urheberrecht und Haftungsausschluss

Diese Muster-Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung ist urheberrechtlich geschützt. Über den Eigenbedarf hinaus ist jede Verwertung der Inhalte, auch auszugsweise, ohne schriftlich erfolgte Zustimmung des Herausgebers unzulässig und strafbar. Das gilt auch für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen sowie für die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen aller Art (einschließlich Internet). 
Alle in dieser Muster-Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung enthaltenen Regelungen und Empfehlungen sind sorgfältig erwogen und geprüft. Die Haftung des Herausgebers bzw. der Autoren für Vermögensschäden, die im Zusammenhang mit der Verwendung der Regelungen und Informationen entstehen, ist ausgeschlossen. 

Der Herausgeber übernimmt keine Gewähr für die Richtigkeit des Inhalts, die Genauigkeit und die Vollständigkeit der Informationen sowie die Aktualität, die insbesondere durch mögliche Änderungen von Gesetzen, sonstigen Vorschriften und Rechtsprechung beeinflusst werden. Die Nutzung des Inhalts der Publikation erfolgt ausschließlich auf eigene Gefahr des Verwenders. Der Herausgeber übernimmt auch keine Gewähr dafür, dass mit der Verwendung der Daten beabsichtigte Zwecke erreicht werden. 

Dieses Muster entbindet somit nicht von dem Erfordernis, sich darüber hinaus selbst rechtlich zu informieren und beraten zu lassen. 

Wichtiger Hinweis: Kein Anspruch auf Allgemeingültigkeit
Die Regelungs- und Gestaltungsmöglichkeiten zur Begründung, Gestaltung und Bewirtschaftung von Wohnungseigentum sind vielfältig und individuell. Was sinnvoll ist, richtet sich nach Art der Wohnungseigentumsanlage, den Besitzern/Bewohnern und den mit der Investitionsentscheidung verfolgten Interessen. 
Die nachstehenden Gestaltungsvorschläge können daher keinen allgemeingültigen Anspruch auf Vollständigkeit oder Erforderlichkeit erheben. Sie sollen Anregungen liefern zur Stärkung der Rechte und Unterstützung der Interessen von (selbstnutzenden) Wohnungseigentümern. Bitte bewerten Sie diese Vorschläge immer an Hand der tatsächlichen Umstände des Grundstückes und Baukörpers und der konkreten rechtlichen Erwerbs- oder Investitionssituation. 
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Einleitung: Ein Regelwerk nach bestem Rezept
Die Teilungserklärung enthält die sachenrechtliche Aufteilung eines Grundstücks in Miteigentumsanteile (um rechtlich selbstständige, verkehrsfähige Eigentumswohnungen nach dem Wohnungseigentumsgesetz zu ermöglichen) sowie Regeln zur Abgrenzung von Gemeinschafts- und Sondereigentum. Die Gemeinschaftsordnung regelt die Organisation und Verwaltung der Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) sowie die Verteilung der Kosten für die Bewirtschaftung und Instandsetzung des Gemeinschaftseigentums. Beides ist häufig in einer notariellen Urkunde zusammengefasst.
Obwohl die Teilungserklärung und die Gemeinschaftsordnung äußerst wichtige Grundlagen für die WEG enthalten, kennen die wenigsten Käufer von Eigentumswohnungen diese Urkunde. Sie wissen nicht, welche Konsequenzen, Folgekosten und Konfliktpotenziale mit bestimmten Regelungen einhergehen. So fällen sie ihre Kaufentscheidung auf unsicherer Grundlage.
Auch langjährige Wohnungseigentümer durchblicken das Regelwerk ihrer WEG häufig nicht. Im Extremfall sind Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung seit Gründung der WEG nicht aktualisiert worden. Bei älteren Wohnanlagen entspricht die Urkunde dann sehr häufig nicht mehr der aktuellen Gesetzeslage, den in den letzten Jahren von der WEG gefassten Beschlüssen, den Inhalten des aktuellen Verwaltervertrags und den Vorgaben für die Jahresabrechnung. Wie damit umzugehen ist, bleibt unklar und schürt Konflikte in der WEG.

Aufklärung, Beratung, Handlungsempfehlungen
Dieser Situation begegnet Wohnen im Eigentum e.V. mit Aufklärung, Beratung und Handlungsempfehlungen. Gefördert durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) hat WiE aktuell verwandte Teilungserklärungen und Gemeinschaftsordnungen ausgewertet sowie Fallstricke entlarvt. Daraus ist ein umfassender Ratgeber zum Thema entstanden, der auf der Website des Verbands zum kostenfreien Download bereitsteht: wohnen-im-eigentum.de/gemeinschaftsordnung 

Zudem erhalten Sie als Käufer/in, Baugemeinschaft oder Eigentümer/in einer Wohnung mit dieser Muster-Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung eine beispielhafte Sammlung wichtiger, ausgewogener Regelungen. Nutzen Sie dieses Muster als Prüfleitfaden oder als Grundlage für die Erstellung einer neuen Urkunde! So können Sie

· als Käufer/in die Qualität der Ihnen vorgelegten Teilungserklärung überprüfen und

· als Baugemeinschaft oder Eigentümer/in Anregungen für eine für Ihre WEG neu zu erstellende oder zu verändernde Teilungserklärung gewinnen, welche die Rechte der Wohnungseigentümer gegenüber der Verwaltung, den Dienstleistern und dem gegebenenfalls noch involvierten Bauträger stärkt.
Vorgeschlagen werden Ihnen u.a. Klauseln, welche die gesetzliche Höchstfrist für die Bestellung des Verwalters verkürzen. Dem Verwalter werden verbindliche Fristen zur Erstellung der Wirtschaftspläne und Jahresabrechnungen sowie zur Einberufung der Eigentümerversammlung auferlegt. Beim Recht der Wohnungseigentümer, über ihr Sondereigentum frei zu verfügen, geht es hingegen um einen gut gewichteten Interessensausgleich. Als Maßstab gilt § 14 Nr. 1 Wohnungseigentumsgesetz (WEGesetz), nach dem durch den Gebrauch des Eigentums kein Mitglied der Eigentümergemeinschaft über das bei einem ordnungsgemäßen Zusammenleben hinausgehende Maß beeinträchtigt werden darf. 

Die Muster-Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung vermeidet darüber hinaus die häufig komplizierte und für juristische Laien unverständliche Rechtssprache, um die Verständlichkeit der Regelungen zu erhöhen. Natürlich müssen die vorgeschlagenen Klauseln der besonderen Situation der jeweiligen WEG angepasst, also verändert, ergänzt oder auch gestrichen werden. 

Die aktuelle Gesetzeslage ist berücksichtigt. Gleichwohl sollten Sie die Rechtslage prüfen (lassen), bevor Sie diese Musterklauseln in einer eigenen Urkunde verwenden. 

Handeln, bevor Streit entsteht 
Gerade für bestehende WEGs gilt: Packen Sie das Thema Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung an, bevor größerer Streit über das Regelwerk entsteht. Überprüfen Sie Ihre Urkunde anhand dieses Musters, und lassen Sie dann das Thema „Aktualisierung der Teilungserklärung/Gemeinschaftsordnung“ auf die Tagesordnung Ihrer nächsten Eigentümerversammlung setzen. Der Verwaltungsbeirat oder eine speziell dafür eingerichtete Arbeitsgruppe kann im nächsten Schritt einen ersten Reformentwurf erarbeiten, der Eigentümerversammlung zur weiteren Diskussion und schließlich zur Vereinbarung vorlegen. 
Für Sie als Käufer/in das Wichtigste ist: Kaufen Sie sich keinen Ärger ein! Durch den Vergleich dieses Musters mit dem Ihnen vorgelegten Klauselwerk legen Sie die Basis für eine richtige, wohlüberlegte Kaufentscheidung. 
Wohnen im Eigentum e.V. wünscht viel Erfolg dabei – und wird alle Käufer, Eigentümer und WEGs, die unsere Mitglieder sind, in diesem Prozess auch individuell unterstützen. Informieren Sie sich über die Leistungen unseres Verbandes für Sie als (künftige) Wohnungseigentümer/in unter:
· Einzelmitgliedschaft bei WiE
· WEG-Mitgliedschaft bei WiE
Abkürzungen/Gestaltung:

WEGesetz

Wohnungseigentumsgesetz

WEG


Wohnungseigentümergemeinschaft
Beispiele 

kursive und grau unterlegt
Alternativ-Vorschläge
fett, kursiv und grau unterlegt
Muster-Teilungserklärung mit Gemeinschaftsordnung

für die Wohnanlage ABC-Straße 11-17 in Musterstadt
I. Begründung von Wohn- und Teileigentum (nach § 8 WEGesetz)

§ 1 Grundstück
(1) Im Grundbuch des Amtsgerichts von (Ort), Band (…), Blatt (…) ist Grundbesitz an der Gemarkung (Ort), Flur (…), Flurstück (…), Größe (…) wie folgt eingetragen:

Abteilung   I: Eigentümer (...)

Abteilung  II: Allgemeine Lasten (...)

Abteilung III: Grundpfandrechte (...)

(2) Das Grundstück ist mit einem 5-stöckigen Wohn- und Geschäftshaus bebaut. 
Alternative: Die ABC-Straße-Projektgesellschaft GmbH & Co. KG wird auf dem Grundstück errichten: 
4 Mehrfamilienhäuser mit je zwei Gewerbeeinheiten und 8, 10 oder 12 Wohnungen sowie eine Tiefgarage mit 96 Stellplätzen und 20 Außenparkplätze im Freien.
§ 2 Teilung
(1) Der/die teilende Eigentümer/in teilt hiermit das Eigentum an dem genannten Grundstück nach den Bestimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes (WEGesetz) in der Weise auf, dass mit jedem Miteigentumsanteil das Sondereigentum

· an einer Wohnung bzw. einem Teileigentum

· samt den im Aufteilungsplan mit der gleichen Nummer bezeichneten Nebenräumen bzw. nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen 

entsprechend dem (bei Neubau: vorläufigen) Aufteilungsplan verbunden wird. Auf diesen Aufteilungsplan wird verwiesen. Er lag während der Beurkundung zur Durchsicht aus. Beizufügen ist er dieser Urkunde und der Ausfertigung für das Grundbuchamt jeweils in Originalausfertigung sowie den beglaubigten Abschriften in nicht maßstäblicher Abschrift (Anlage 1).
(2) Der/die teilende Eigentümer/in übergibt dem/der Notar/in eine Aufstellung der Miteigentumsanteile und der mit diesen zu verbindenden Sondereigentumsrechte (Anlage 2) sowie eine Aufteilungsbeschreibung (Anlage 3) zur heutigen Niederschrift. Er/sie macht die Anlagen 1, 2 und 3 zum Gegenstand seiner/ihrer heutigen Erklärungen. Für Lage und Ausmaß des Sondereigentums ist im Zweifel der Aufteilungsplan maßgeblich.
****Exkurs: Beispiel für eine Anlage 2****
	Miteigentumsanteil in 1/10.000
	Wohnungs-/Teil-

eigentum Nr.
	Beschreibung des 

Sondereigentums
	Sonstiges



	1.150
	1
	Büro oder Ladenlokal im Erdgeschoss links
	verbunden mit dem Sondernutzungsrecht an der Terrasse 1, am Kellerraum 1 sowie an den Stellplätzen AP1 und AP2

	1.150


	2
	Büro oder Ladenlokal im Erdgeschoss rechts
	verbunden mit dem Sondernutzungsrecht am Kellerraum 2 sowie an den Stellplätzen AP3 und AP4

	1.000
	3
	Wohnung im Erdgeschoss rechts
	verbunden mit dem Sondernutzungsrecht am Privatgarten 3, am Kellerraum 3 sowie am Stellplatzes AP5

	(…)


	(…)
	(…)
	(...)

	Gesamt:
10.000/10.000
	
	
	


****Endes des Exkurses****

(3) Nach Erklärung des teilenden Eigentümers werden die Miteigentumsanteile, mit denen das Sondereigentum verbunden ist, auf der Grundlage der Wohn- bzw. Nutzflächen der Räume berechnet. Zwei Erdgeschoss-Einheiten sind wegen der Definition als gewerblich nutzbares Teileigentum je 150/10.000stel mehr Miteigentumsanteile zugerechnet.

§ 3
Begründung von dinglichen Sondernutzungsrechten
(1) Im Wege der Gebrauchsregelung nach § 15 WEGesetz wird bestimmt, dass als Sondernutzungsrechte im Außenbereich die im Aufteilungsplan „Erd-/Gartengeschoss“ mit der jeweils entsprechenden Nummer bezeichneten Flächen den Wohnungen 3, 4, 5 und 6 zur jeweils ausschließlichen Nutzung als Privatgarten zugewiesen sind. Bei der erstmaligen Errichtung der Außenanlagen wird im Bereich dieser Sondernutzungsflächen eine einheitliche Heckenbepflanzung zur Einfassung dieser Bereiche vorgenommen werden, die von den Sondernutzungsberechtigten zu dulden ist. Die Pflege dieser Hecken obliegt nicht den Sondernutzungsberechtigten, sondern der WEG. Dem beauftragten Gärtner oder Hauswart ist hierfür Zutritt zu gewähren.

§ 4 Gegenstand des Wohnungs- bzw. Teileigentums
(1) Wohnungseigentum, Teileigentum: Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer Wohnung in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört. Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen des Gebäudes in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört.

(2) Gegenstand des Sondereigentum sind die gemäß § 2 dieser Teilungserklärung bestimmten Räume sowie die zu diesen Räumen gehörenden Bestandteile des Gebäudes, die verändert, beseitigt oder eingefügt werden können, ohne dass dadurch das gemeinschaftliche Eigentum oder ein auf dem Sondereigentum beruhendes Recht eines anderen Wohnungseigentümers über das nach § 14 WEGesetz zulässige Maß hinaus beeinträchtigt oder die äußere Gestaltung des Gebäudes verändert wird.

(3) Zum Sondereigentum gehören in den als Wohnungs- oder Teileigentum bezeichneten Räumen insbesondere:
· die nicht tragenden Innenwände zwischen den Räumen ein- und desselben Sondereigentums, Innenfenster und Innentüren,

· der Wand- und Deckenputz, und zwar unabhängig davon, ob die Wände im Gemeinschafts- oder im Sondereigentum stehen und ob sie tragend oder nicht tragend sind; 

· Tapeten oder Wandverkleidungen aller Art, Fußbodenbeläge, Innenjalousien,

· alle Bad- und WC-Einrichtungen bzw. Armaturen sowie dergleichen in Küchen oder Wirtschaftsräumen, soweit diese im Bereich des Sondereigentums liegen.
(4) Zum Gemeinschaftseigentum gehören alle Gebäudeteile, Räume, Grundstücksflächen und Gegenstände, die nicht zu Sondereigentum erklärt werden können, sowie solche, die in dieser Teilungserklärung nicht zu Sondereigentum erklärt worden sind – auch wenn Sondernutzungsrechte daran begründet sein können. Insbesondere zählen zum Gemeinschaftseigentum:
· Außenwände und Baukern, 

· baukörperliche Abgrenzungen des Sondereigentums, also Dach, Wände, Fenster, Wohnungs- und Hausabschlusstüren, Bodenplatte oder Bodenwanne,

· Bestandteile des Energiekonzeptes des Baukörpers, also alle Dämmungen (Außenwanddämmungen, Trittschalldämmungen etc.; nicht: Dämmtapeten im Sondereigentum), Isolierung, zentrale Klimatisierung und Beheizung,

· die leitungs- und kabelgebundene Versorgung, also Strom, Wasser, Gas, Kabelfernsehen, Telekommunikation (nicht: verbindungslose Einrichtungen im Sondereigentum),

· Ver- und Entsorgungsleitungen,

· Verkehrsflächen, Zu- und Abwege,

· Außenflächen (Dachflächen, Dachterrassen, Balkone, Balkonverglasungen, Terrassen, angebaute Wintergärten, Gartenflächen, Spielplatzausstattungen, Lampen und Zäune, Garagen, Stellplätze außen etc.).
(5) Zum Gemeinschaftseigentum zählt auch das Verwaltungsvermögen der WEG (WEG-Vermögen), insbesondere die Instandhaltungsrücklage. Eine Auszahlung oder Übertragung seines vermeintlichen Anteils an der Instandhaltungsrücklage kann von keinem Miteigentümer verlangt werden.

(6) Zum Gemeinschaftsvermögen gehören zudem bewegliche Sachen, die aus dem WEG-Vermögen angeschafft oder diesem zugeführt worden sind, zum Beispiel Gartengeräte und Handwerkszeug.
§ 5
Name
Die Wohnungseigentümergemeinschaft (WEG) führt den Namen „Wohnanlage ABC-Straße 11-17 in Musterstadt“.
II. Gemeinschaftsordnung – Bestimmungen über 
das Verhältnis der Eigentümer untereinander und die Verwaltung
§ 1
Grundsatz
Das Verhältnis der Eigentümer untereinander bestimmt sich nach den §§ 10 bis 29 WEGesetz, soweit nachfolgend nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 2
Zweckbestimmung
(1) Die Wohnanlage dient Wohnzwecken. Die Gewerbeeinheiten können zu Handel und Gewerbe, zu Dienstleistungen, als Büro oder Praxis genutzt werden. Die Erbringung von Tanzdarbietungen, sexuell ausgerichteten Diensten oder die Erbringung von Angeboten an Wohnsitzlose oder Drogenabhängige ist wegen des im Vordergrund stehenden Wohncharakters nicht zulässig.
(2) Jede andere Nutzung ist nur mit schriftlicher und widerruflicher Zustimmung der WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – zulässig. Die Einwilligung ist zu versagen, wenn die abweichende Nutzung den Wohncharakter verändern oder das Gemeinschaftseigentum übermäßig oder belästigend in Anspruch nehmen würde.
§ 3 
Art und Umfang der Nutzungen
(1) Jede/r Sondereigentümer/in hat das Recht, die in seinem Sondereigentum stehenden Gebäudeteile und -flächen oder solche, an denen er/sie ein Sondernutzungsrecht besitzt, beliebig zu nutzen. Das Gesagte gilt, soweit dem nicht das Gesetz, insbesondere die Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes, öffentlich-rechtliche Bestimmungen, diese Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung oder die Beschlüsse und Vereinbarungen der Eigentümergemeinschaft, soweit sie ordnungsgemäßer Verwaltung entsprechen, entgegenstehen. Durch die Nutzung darf kein/e Sondereigentümer/in über das bei einem ordnungsgemäßen Zusammenleben hinausgehende Maß beeinträchtigt werden. Jede/r Sondereigentümer/in verpflichtet sich, auf Besucher, Kunden oder Mieter dahingehend einzuwirken, dass keine entsprechenden Störungen entstehen. Wird einem/einer Sondereigentümer/in das Recht zur alleinigen unentgeltlichen Nutzung bestimmter Teile des gemeinschaftlichen Eigentums als Sondernutzungsrecht eingeräumt, sind die übrigen Miteigentümer von der Mitbenutzung dauerhaft ausgeschlossen.
(2) Jede/r Miteigentümerin hat das Recht, die im Gemeinschaftseigentum stehenden Teile des Gebäudes mitzubesitzen und mitzubenutzen, soweit diese Rechte nicht in dieser Teilungserklärung und Gemeinschaftsordnung eingeschränkt oder ausgeschlossen sind. Das Recht kann auf Mieter und sonstige Berechtigte übertragen werden. Durch den Mitgebrauch des Gemeinschaftseigentums darf kein Mitglied der Eigentümergemeinschaft über das bei einem ordnungsgemäßen Zusammenleben hinausgehende Maß beeinträchtigt werden. Jede/r Sondereigentümer/in muss darauf hinwirken, dass seine/ihre Besucher, Kunden oder Mieter Störungen unterlassen.

(3) Die Sondereigentümer können durch Mehrheitsbeschluss eine Hausordnung festlegen, die den ordnungsgemäßen Gebrauch der im gemeinschaftlichen Eigentum stehenden Bestandteile des Grundstücks und des Gebäudes regelt.

§ 4 
Nutzungsänderungen
(1) Eine vorübergehende Nutzung von Wohnungseigentum zu gewerblichen oder freiberuflichen Zwecken und von Teileigentum zu Wohnzwecken ist zulässig, soweit die übrigen Eigentümer nicht stärker beeinträchtigt werden als bei der vereinbarten Nutzung. Eine solche Nutzung ist vorübergehend, wenn sie nicht länger als 12 Monate andauert.

(2) Eine dauerhafte Nutzung von Teileigentum als Wohnungseigentum oder von Wohnungseigentum für eine freiberufliche oder kleingewerbliche Tätigkeit mit nur wohnungstypischem Publikumsverkehr ist mit Zustimmung der WEG – vertreten durch den/die Verwalterin – zulässig. Eine (Nicht-)Zustimmung des Verwalters kann durch Mehrheitsbeschluss der Eigentümerversammlung abgeändert werden. Die Zustimmung darf nur aus wichtigem Grund verweigert werden, vor allem wenn

· die geänderte Nutzung rechtlich unzulässig ist,

· ein/e Miteigentümer/in über das bei einem ordnungsgemäßen Zusammenleben hinausgehende Maß beeinträchtigt wird oder

· das Gemeinschaftseigentum durch die geplante Nutzungsänderung wesentlich stärker genutzt werden wird; in diesem Fall kann durch einen mehrheitlichen Beschluss der Eigentümerversammlung die Zustimmung daran geknüpft werden, dass der/die betroffene Eigentümer/in einen erhöhten Anteil an den gemeinschaftlichen Kosten und Lasten trägt.
§ 5
Werbeschilder
(1) Sondereigentümer, die gewerblich oder freiberuflich tätig sind, dürfen Hinweisschilder zu Werbezwecken an der Außenfassade des Gebäudes und/oder im Hausflur mit Zustimmung der WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – anbringen. Der/die Verwalter/in darf die Zustimmung nur aus wichtigem Grund verweigern bzw. Auflagen machen oder Änderungen verlangen, zum Beispiel wegen

· einer von der Eigentümerversammlung beschlossenen Gestaltungs- und Platzierungsanweisung, 

· der Sicherung der Beschilderung vor Witterungseinflüssen oder 

· der Verkehrssicherungspflicht. 

Eine (Nicht-)Zustimmung, Änderung oder Auflage des Verwalters kann durch Mehrheitsbeschluss der Eigentümerversammlung abgeändert werden.

(2) Die Kosten der Hinweisschilder sowie der Befestigung und der Beseitigung hat der/die jeweilige Sondereigentümer/in zu tragen. Er/sie ist verpflichtet, die Schilder unverzüglich zu entfernen, wenn die gewerbliche oder freiberufliche Nutzung endet oder er/sie die WEG verlässt. Dem/der Sondereigentümer/in bleibt vorbehalten, noch für einen Zeitraum von drei Monaten nach dem Auszug in gleicher Form auf die Verlegung der Geschäftsräume hinzuweisen.

§ 6
Vermietung 
(1) Jede/r Sondereigentümer/in ist berechtigt, sein/ihr Sondereigentum mit den verbundenen Sondernutzungsrechten zu vermieten oder Dritten zur Nutzung zu überlassen. Eine Vermietung oder dauerhafte Nutzungsüberlassung ist der WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – unverzüglich anzuzeigen.

(2) Abweichend davon nicht zulässig ist/sind
· die Vermietung oder Nutzungsüberlassung an einen ständig wechselnden Personenkreis
,

· die getrennte Vermietung von Sondernutzungsflächen
. 
(3) Die Sondereigentümer verpflichten sich untereinander zu Folgendem: Vermietende Sondereigentümer haben Mietern alle Verpflichtungen aufzuerlegen, die sich aus dieser Gemeinschaftsordnung sowie ggf. der Hausordnung für die Benutzung des Sondereigentums und des gemeinschaftlichen Eigentums ergeben. Sie haftet für die Verstöße der Mieter wie für eigene Verstöße. Stören oder belästigen Mieter die anderen Bewohner in unzumutbarer Weise, ist der/die Vermieter/in verpflichtet, die Unterlassung der Störung zu verlangen und das Mietverhältnis gegebenenfalls zu kündigen. 

§ 7
Veräußerung 
Jede/r Sondereigentümer/in ist berechtigt, sein/ihr Sondereigentum mit den verbundenen Sondernutzungsrechten frei zu veräußern. Die Veräußerung ist der WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – unverzüglich anzuzeigen.
§ 8

Mehrheit von Eigentümern, Auslandsaufenthalt
(1) Gehört ein Sondereigentum oder Sondernutzungsrecht mehreren Personen gemeinschaftlich, sind sie verpflichtet, einen der Mehrpersoneneigentümer als ihre/n Vertreter/in zu bevollmächtigen. Die Vollmacht ist für alle im Zusammenhang mit dem Sonder- und Gemeinschaftseigentum und mit eventuellen Sondernutzungsrechten stehenden Rechte und Pflichte zu erteilen, insbesondere für die umfassende Vertretung in der Eigentümerversammlung und die Abgabe und den Empfang von Willenserklärungen und Zustellungen. Wird kein Bevollmächtigter benannt, gilt jeder der Mehrpersoneneigentümer als alleinvertretungsberechtigt. Sind Eheleute oder Mitglieder einer eingetragenen Lebenspartnerschaft Eigentümer des Sondereigentums, gelten diese solange jeweils einzeln für die Eheleute oder Lebenspartnerschaft als vertretungsberechtigt, bis der WEG – vertreten durch die/den Verwalter/in – etwas anderes angezeigt wird.
(2) Ist ein/e Eigentümer/in nicht nur vorübergehend an der Besorgung seiner Angelegenheiten gehindert oder hat ein/e Eigentümer/in seinen/ihren Wohnsitz im Ausland, hat er/sie einen Zustellungsbevollmächtigten mit Wohnsitz in Deutschland zu bestellen. Solange von Eigentümern mit Wohnsitz im Ausland keine Vollmacht vorliegt, ist der/die Verwalter/in zur Entgegennahme von Zustellungen berechtigt.

(3) Vollmachten nach den Absätzen 1 und 2 sind der WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – bekannt zu geben. Auf Beschluss der WEG sind solche Vollmachten in öffentlich beglaubigter Form zu erteilen. 

§ 9

Instandhaltung und Instandsetzung 

(1) Die WEG ist verpflichtet, die im Gemeinschaftseigentum stehenden Bestandteile des Grundstücks und die Bestandteile des Gebäudes instand zu halten und zu setzen. Zur Instandhaltung zählen auch die Maßnahmen der sogenannten modernisierenden Instandhaltung, also Erneuerungen, die durch den Fortschritt der Technik und der Wohn- und Lebensverhältnisse erforderlich werden, eine Erweiterung und/oder Veränderung des ursprünglichen Zustandes bringen und aus der Sicht eines wirtschaftlich denkenden und handelnden Wohnungseigentümers, der erprobten technischen Neuerungen gegenüber aufgeschlossen ist, sinnvoll erscheinen.

(2) Für die Instandhaltung und Instandsetzung des Gemeinschaftseigentums hat die WEG eine mittel- und langfristige Instandhaltungsplanung vorzunehmen. Hierfür werden der Verwaltungsbeirat und die Verwaltung mindestens einmal pro Kalenderjahr die Wohnanlage begehen und den voraussichtlichen Instandhaltungs- und Instandsetzungsbedarf des Gemeinschaftseigentums feststellen. Die Verwaltung führt Protokoll und erstellt einen Instandhaltungsplan, der mit dem Verwaltungsbeirat abzustimmen ist (Alternativ: der der Eigentümerversammlung zur Abstimmung vorgelegt wird.) Die Kosten der in den nächsten fünf Jahren voraussichtlich anfallenden Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten sind anschließend im Wege einer Schätzung zu ermitteln. 

(3) Die geschätzten Kosten der Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten sind der Planung der Instandhaltungsrückstellung zugrunde zu legen. Somit sind der nach § 21 Abs. 5 Nr. 4 WEGesetz von der WEG zu bildenden Instandhaltungsrückstellung jährlich mindestens so hohe Einzahlungen zuzuführen, dass die Kosten der Instandhaltung oder -setzung voraussichtlich ohne Erhebung von Sonderumlagen aus der Rücklage bezahlt werden können.

(4) Jede/r Sondereigentümer/in ist verpflichtet, sein/ihr Sondereigentum so instand zu halten und zu setzen, dass kein Mitglied der WEG oder sonstiger Berechtigte über das bei einem ordnungsgemäßen Zusammenleben hinausgehende Maß beeinträchtigt wird.

(5) Jede/r Sondereigentümer/in ist ferner verpflichtet, nach rechtzeitiger Ankündigung das Betreten der zu seinem/ihrem Sondereigentum oder Sondernutzungsrecht gehörenden Räume oder Flächen zu gestatten, soweit dies zur Instandhaltung oder Instandsetzung des Gemeinschaftseigentums oder eines anderen Sondereigentums erforderlich ist. Die Ankündigung ist rechtzeitig erfolgt, wenn sie dem/der betroffenen Sondereigentümer/in mindestens zwei Wochen vor dem geplanten Termin zugegangen ist.
§ 10
Modernisierungen
(1) Modernisierungen sind bauliche Veränderungen ohne Reparaturanlass, durch die nachhaltig Energie oder Wasser eingespart oder das Klima geschützt, der Gebrauchswert oder die allgemeinen Wohnverhältnisse dauerhaft verbessert werden sollen oder durch die das Gemeinschaftseigentum an den Stand der Technik angepasst werden soll (vgl. § 22 Abs. 2 WEGesetz in Verbindung mit § 555b Ziffer 1-5 BGB). Modernisierungen können mit einer doppelt qualifizierten Mehrheit beschlossen werden: Dafür stimmen müssen
· 3/4 (alternativ: 2/3) aller stimmberechtigten (alternativ: aller anwesenden stimmberechtigten
) Sondereigentümer,

· die zusammen über mehr als der Hälfte der Miteigentumsanteile verfügen.
(2) Die Kostenverteilung einer Modernisierung des gemeinschaftlichen Eigentums erfolgt nach Miteigentumsanteilen, wenn nicht nach § 16 Abs. 4 WEGesetz eine andere Kostenverteilung festlegt; hierfür ist dieselbe Mehrheit erforderlich, die § 10 Abs. 1 dieser Gemeinschaftsordnung bestimmt.
§ 11
Bauliche Veränderungen 
(1) Bauliche Veränderungen am Sondereigentum, die zum Gemeinschaftseigentum gehörende Bestandteile des Gebäudes beeinträchtigen, bedürfen der Zustimmung der WEG vertreten durch den/die Verwalter/in. Die Zustimmung darf nur aus wichtigem Grund verweigert werden, zum Beispiel wenn der/die die bauliche Veränderung beantragende Sondereigentümer/in

· nicht nachweist, dass die gewünschte Maßnahme sach- und fachgerecht geplant ist und die bauliche Ausführung den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen wird,

· keine Baugenehmigung, Standsicherheits- und Brandschutznachweise vorlegt bzw. nicht nachweist, dass so etwas nicht erforderlich ist,

· mit der Baumaßnahme gegen Auflagen des Denkmalschutzes verstößt oder

· die Ausführung der Maßnahme den Miteigentümern nicht zwei Wochen vor Beginn schriftlich anzeigt.

Die Zustimmung oder Verweigerung des Verwalters kann durch einen Beschluss der Eigentümerversammlung ersetzt werden.
(2) Unter den in Absatz 1 genannten Voraussetzungen kann und darf durch die Teilung eines bestehenden Sondereigentums weiteres Sondereigentum begründet werden. Ebenso können mehrere Sondereigentumseinheiten zu einem Sondereigentum zusammengelegt werden. In diesem Zusammenhang darf Gemeinschaftseigentum durchbrochen oder dürfen bestehende Durchbrüche verändert werden (zum Beispiel Decken und Wände), um einen Zugang vom Gemeinschaftseigentum zum neuen Sondereigentum zu schaffen oder Sondereigentumseinheiten zu verbinden bzw. zu trennen. Der änderungswillige Sondereigentümer hat der WEG auf deren Wunsch Sicherheit für die geplanten Maßnahmen zu leisten und ist verpflichtet, die erforderlichen bau- und öffentlich-rechtlichen Genehmigungen oder Bescheinigungen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 WEGesetz, sowie – soweit zur Aufrechterhaltung oder Herstellung einer gültigen Rechtslage erforderlich – die Änderungen der Aufteilung im Grundbuch auf seine Kosten zu wahren. Die übrigen Miteigentümer sind zur unentgeltlichen Mitwirkung und Abgabe der erforderlichen Erklärungen gegenüber den Miteigentümern oder gegenüber dem Grundbuchamt verpflichtet.  
(3) Bauliche Veränderungen am Gemeinschaftseigentum bedürfen der Zustimmung aller beeinträchtigten Miteigentümer. Die Zustimmung einzelner Miteigentümer ist nicht erforderlich, wenn diese durch die bauliche Veränderung nicht über das bei einem ordnungsgemäßen Zusammenleben hinausgehende Maß beeinträchtigt werden. Miteigentümer, die ihre Zustimmung nicht erteilt haben, sind nicht verpflichtet, sich an den Kosten und Lasten zu beteiligen.

§ 12
Sondernutzungsrechte
(1) Sondernutzungsrechte an Räumen und Flächen des Gemeinschaftseigentums entstehen, soweit sie in der Aufteilungsbeschreibung und im Aufteilungsplan (Anlage 1) übereinstimmend dem Miteigentumsanteil zugeordnet sind oder durch Vereinbarung oder vereinbarungsersetzenden Beschluss gebildet werden. Sie berechtigen den/die betreffende/n Miteigentümer/in zur ausschließlichen Nutzung dieser Räume und Flächen oder zu den ansonsten vereinbarten Rechten.

(2) Die jeweiligen Sondereigentümer tragen die Kosten der Pflege, Instandhaltung und Instandsetzung sowie der Verkehrssicherung für die ihnen zugeordneten Sondernutzungsflächen. Die Instandhaltungslast des die Fläche umschließenden Gemeinschaftseigentums verbleibt bei der WEG.

§ 13
Kosten und Lasten
(1) Jede/r Sondereigentümer/in trägt die Kosten und Lasten selbst, die sein/ihr Sondereigentum oder seine/ihre Sondernutzungsrechte betreffen. 

(2) Die Kosten und Lasten des Gemeinschaftseigentums trägt jede/r Sondereigentümer/in nach den folgenden Grundsätzen
:

a)
Heizung und Warmwasserversorgung

Die Kosten für die Heizung und die Warmwasserversorgung werden nach den Grundsätzen der Heizkostenverordnung verteilt. Dabei sind 30 % der Kosten (alternativ: 40 % oder 50 %) nach dem Anteil der beheizbaren Wohn-/Nutzfläche an der beheizbaren Gesamtwohn- bzw. Gesamtnutzfläche verteilt und 70 % der Kosten (alternativ: 60 % oder 50 %, s.o.) werden nach dem erfassten Verbrauch umgelegt. 

b)
Abrechnung nach Verbrauch
Soweit Verbrauchserfassungsgeräte installiert sind, werden die entsprechenden Kosten gemäß dem Verbrauch auf die Sondereigentümer umgelegt. 

c)
Verwaltungskosten
Die Kosten der Verwaltung gemäß Verwaltervertrag werden als einheitlicher Pauschalbetrag je Wohnungs- oder Teileigentum verteilt. 

d)
Kabel- und Kommunikationsanschlüsse
Die nicht verbrauchsabhängigen Kosten für einen Kabelanschluss sowie andere Kommunikationskosten werden als einheitlicher Pauschalbetrag je Wohnungs- oder Teileigentum verteilt. 

e)
Müllentsorgung
Die Kosten der Müllentsorgung für das Gemeinschaftseigentum und das zu Wohnzwecken genutzte Sondereigentum tragen die Wohnungseigentümer gemäß der Anzahl der im Haushalt lebenden Personen. Jede/r Wohnungseigentümer/in ist verpflichtet, Änderungen der Personenzahl unverzüglich dem Verwalter mitzuteilen. Das gilt auch bei Vermietung der Wohnung.
(Alternativ: … gemäß dem Anteil ihrer Wohnfläche an der Gesamtwohnfläche ohne die Nutzflächen gewerblich genutzter Einheiten.)

Die Kosten der Müllentsorgung für jedes gewerblich oder freiberuflich genutzte Teileigentum trägt der/die Sondereigentümer/in selbst. Wird eine gewerbliche oder freiberufliche Tätigkeit in einem Wohnungseigentum ausgeübt, kann die Eigentümerversammlung beschließen, dass die tatsächlichen oder fiktiven („als ob“) Kosten der Müllentsorgung für dieses Wohnungseigentum von dem/der betreffenden Sondereigentümer/in allein zu tragen sind. 
(3) Gebrauchen Sondereigentümer oder Nutzer des Sondereigentums das Gemeinschaftseigentum überdurchschnittlich, kann die Eigentümergemeinschaft durch einen Beschluss von ¾ aller stimmberechtigten Miteigentümer ein erhöhtes Nutzungsentgelt festsetzen. 

(4) Kosten für die Beseitigung von Schäden am Gemeinschaftseigentum trägt der/die Sondereigentümer/in, der/die diese Schäden vorsätzlich oder fahrlässig verursacht hat. Handlungen eventueller Haushaltsmitglieder oder anderer Nutzer sind Sondereigentümern wie selbst verursachte Schäden zuzurechnen. 

(5) Ob das beschädigte Gemeinschaftseigentum frei zugänglich ist oder in Bereichen liegt, an denen Sondereigentum oder Sondernutzungsrechte bestehen (zum Beispiel Fenster, Heizkörper, Balkone), ist unerheblich. 
§ 14
Erlöse und Nutzungen
(1) Erlöse aus der Nutzung von Gemeinschaftseinrichtungen
 werden den Einnahmen der WEG oder dem WEG-Vermögen zugeführt. (Alternativ: Jede/r Sondereigentümer/in erhält den Erlös aus der Nutzung von Gemeinschaftseigentum gemäß seinem Miteigentumsanteil. Die Abrechnung erfolgt mit der Jahresabrechnung (Einzelabrechnung).)
(2) Hat ein/e Sondereigentümer/in die Zustimmung zu einer baulichen Veränderung gemäß § 22 Abs. 1 WEGesetz verweigert und ist er/sie an den Kosten dieser Maßnahme nicht beteiligt gewesen, kann er/sie keinen Anteil an den Nutzungen aus dieser Maßnahme verlangen. Dies gilt auch für Rechtsnachfolger (z.B. Käufer, Erben des Sondereigentums). 
§ 15
Eigentümerversammlung und Stimmrechte
(1) Eine Eigentümerversammlung ist mindestens einmal pro Jahr einzuberufen. Hierfür ist ein Termin im 2. Quartal
 des Jahres zu wählen. Darüber hinaus ist eine außerordentliche Eigentümerversammlung einzuberufen, wenn dies den Grundsätzen ordnungsgemäßer Verwaltung entspricht oder von mehr als 25 % (Alternativ: 10 %)
 der Sondereigentümer (berechnet nach dem Kopfprinzip) verlangt wird.

(2) Die Einberufung ist ordnungsgemäß, wenn die Einladung vier Wochen vor dem geplanten Termin den Sondereigentümern zugeht. Von der Frist darf nur in dringenden Fällen abgesehen werden. Dringlichkeit liegt z.B. vor, wenn mit kürzerer Frist auf Ansprüche oder Rechtsmittel reagiert werden muss, die für oder gegen die WEG geltend gemacht werden, oder wenn der WEG wegen einer mangelhaften bzw. unterlassenen Verwaltungsentscheidung Nachteile drohen oder deren Eintritt wahrscheinlich ist.
(3) Jede Eigentümerversammlung muss auf einen Werktag einberufen werden. Sie darf nicht während der Schulferien des Bundeslandes stattfinden, in dem sich die Wohnanlage befindet, ebenso wenig an Brückentagen zwischen zwei Feiertagen, soweit kein wichtiger Grund vorliegt.
(4) Die Eigentümerversammlung ist beschlussfähig, wenn stimmberechtigte Miteigentümer mit mehr als der Hälfte der im Grundbuch eingetragenen Miteigentumsanteile vertreten sind. Ist die Erstversammlung nicht beschlussfähig, ist eine Zweitversammlung (Eventualversammlung) mit einer Einladungsfrist von drei Wochen
 einzuberufen. Die Zweitversammlung ist schon beschlussfähig, wenn mindestens ein/e Miteigentümer/in (Alternativen: zwei / zehn Miteigentümer/innen) vertreten ist/sind, sofern hierauf in der Einberufung hingewiesen wurde.
(5) Für die Einberufung von Eigentümerversammlungen zuständig ist der/die Verwalter/in. Ist kein/e Verwalter/in bestellt oder weigert diese/r sich pflichtwidrig, eine Eigentümerversammlung einzuberufen, ist der/die Vorsitzende des Verwaltungsbeirats oder sein/e Stellvertreter/in dazu ermächtigt. Ist kein Beirat vorhanden oder weigert sich der/die Vorsitzende oder sein/e Stellvertreter/in pflichtwidrig, eine Eigentümerversammlung einzuberufen, können 10 % der Sondereigentümer (berechnet nach dem Kopfprinzip) die Eigentümerversammlung einberufen. 

(6) In der Eigentümerversammlung üben die Wohnungseigentümer ihr Stimmrecht wie gesetzlich vorgesehen nach dem Kopfprinzip aus: Jede/r Eigentümer/in einer oder mehrerer Sondereigentumseinheiten verfügt über eine Stimme. 
(Alternativen: Das Stimmrecht in der Eigentümerversammlung richtet sich nach den im Grundbuch eingetragenen Miteigentumsanteilen (Verhältnisprinzip). Pro 1/10.000stel Miteigentumsanteil verfügt der/die Eigentümer/in über 1 Stimme. 
Oder: Das Stimmrecht in der Eigentümerversammlung richtet sich nach der Anzahl der im Grundbuch eingetragenen Sondereigentumseinheiten im Haus (Objektprinzip). Jedes Wohnungseigentum und jedes Teileigentum (Gewerbeeinheit) gewährt dem/der Eigentümer/in eine Stimme.)
Gehört eine Wohnung oder ein Teileigentum mehreren Personen gemeinschaftlich, können sie das ihnen zustehende Stimmrecht nur gemeinsam ausüben. 

§ 16
Beschlussfassungen
(1) Soweit die Sondereigentümer nicht Beschlüsse schriftlich mit Allzustimmung fassen, sind Beschlüsse in der Eigentümerversammlung zu fassen.

(2) Zur Vorbereitung der Beschlussfassungen hat die/der Einberufende die Sondereigentümer mit angemessener Frist zur Vorlage und Anmeldung von Beschlussgegenständen aufzufordern, wenn es sich um eine jährliche, allgemeine Eigentümerversammlung handelt.

(3) Beschlüsse fällen die Sondereigentümer in der Eigentümerversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit, wenn dies nach den Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes zulässig und in dieser Gemeinschaftsordnung nicht anders vereinbart ist. Beschlussanträge sind, soweit sie der Eigentümerversammlung nicht in Textform vorliegen, spätestens vor der Abstimmung in Textform zu erstellen, zu verlesen und dann zur Abstimmung zu stellen.

(4) Die Eigentümerversammlung leitet der/die Verwalter/in, soweit nicht durch Mehrheitsbeschluss ein/e andere/r Versammlungsleiter/in bestellt wird.

(5) Der/die Versammlungsleiter/in hat die Eigentümerversammlung zu protokollieren. (Alternativ: Für jede Eigentümerversammlung ist ein Protokollführer aus den Reihen der Sondereigentümer zu wählen.) Das Protokoll muss die gefassten Beschlüsse sowie den wesentlichen Inhalt der Versammlung im Rahmen eines sogenannten Ergebnisprotokolls wiedergeben. Beschlussfassungen über Maßnahmen der Instandhaltung und -setzung, über bauliche Veränderungen nach § 22 Abs. 1 WEGesetz sowie Beschlussfassungen zur Gestattung oder Genehmigung eines Eingriffs in das Gemeinschaftseigentum sowie über Verfügungen über das Verwaltungsvermögen oder eine Ermächtigung hierzu sind namentlich und unter Angabe der abstimmenden Sondereigentumseinheit(en) zu protokollieren, damit überstimmte Sondereigentümer die Möglichkeit einer rechtlichen Überprüfung der Mehrheitsentscheidung haben. 

(6) Die Niederschrift des Protokolls ist zu unterschreiben von dem/der Versammlungsleiter/in, einem/r anwesenden Sondereigentümer/in und ggf. dem/der Verwaltungsbeiratsvorsitzenden bzw. dessen/deren Vertreter/in. Das unterschriebene Protokoll ist unverzüglich, spätestens binnen einer Frist von zwei Wochen beginnend mit dem Tag der Versammlung, allen Sondereigentümern der WEG zuzustellen. Das Protokoll dient dem Nachweis der Beschlussinhalte und der Abstimmungsergebnisse, ist aber keine Voraussetzung für Beschlusswirksamkeit, die aus Gründen der rechtssicheren Fristberechnung mit Verkündung durch den Versammlungsleiter eintreten soll.

(7) Beschlüsse der Eigentümerversammlung sind nach Maßgabe von § 27 Abs. 7 WEGesetz in die Beschlusssammlung aufzunehmen, und zwar mit einer Frist von drei Werktagen beginnend mit dem Tag nach der Eigentümerversammlung.
§ 17

Vertretung und Begleitung in der Eigentümerversammlung
(1) Jede/r Sondereigentümer/in kann sich in einer Eigentümerversammlung vertreten oder bei berechtigtem Interesse von einem Dritten begleiten lassen. Ein berechtigtes Interesse ist zum Beispiel gegeben, wenn sich der Sondereigentümer fachkundig zu Beschlussinhalten beraten oder aus Gründen einer Behinderung, einer Krankheit oder seines Alters unterstützen lassen will. Eine Vertretung ist nur wirksam, wenn die Vollmacht zu Beginn der Versammlung in Schriftform und im Original vorliegt. Solche Vollmachten müssen für alle Teilnehmer der Versammlung zur Einsichtnahme ausliegen.
(2) Eine Vollmacht zur Vertretung in der Eigentümerversammlung kann höchstens für die Dauer eines Kalenderjahres erteilt werden und soll regelmäßig mit Weisungen zu dem Abstimmungsverhalten versehen werden.
§ 18

Allgemeine Festlegungen für die Verwaltertätigkeit
(1) Über die Bestellung und Abberufung des/der Verwalters/in beschließen die Wohnungseigentümer mit Stimmenmehrheit nach dem Kopfprinzip
. Die Bestellung des ersten und aller weiteren Verwalter darf für höchstens drei (alternativ: zwei) Jahre erfolgen. Eine automatische Verlängerung der Bestellung ist unzulässig. Eine erneute Bestellung desselben Verwalters durch Beschluss der Eigentümerversammlung ist zulässig. Der Beschluss zur erneuten Bestellung darf frühestens ein Jahr vor Ablauf der aktuellen Bestellung gefasst werden.

(2) Die Bestellung eines Verwalters darf nicht erfolgen, solange der/die Verwalter/in für seine/ihre Verwaltungstätigkeit nicht den Abschluss und die Aufrechterhaltung einer angemessenen Vermögensschadens- und Betriebshaftpflichtversicherung nachgewiesen hat. Als Nachweis dienen die Police sowie ein Beleg über die Prämienzahlungen für das laufende Geschäftsjahr. Nachweise über die Prämienzahlung hat der/die Verwalter/in laufend und unaufgefordert dem Verwaltungsbeirat vorzulegen. Gibt es keinen Verwaltungsbeirat, sind alle Sondereigentümer berechtigt, diesen Nachweis jederzeit von dem/der Verwalter/in zu fordern.

(3) Ist eine Bestellung wirksam, ist die Abberufung des Verwalters ausgeschlossen, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund hierfür vor. Wichtige Gründe liegen beispielsweise vor, wenn der/die Verwalter/in

· Gelder der WEG mit seinem Privatvermögen oder mit dem Vermögen Dritter vermischt,

· die WEG-Konten nicht auf den Namen der WEG führt
,

· eigenmächtig ohne WEG-Beschluss WEG-Vermögen verschiebt, verschleiert oder veruntreut, indem er/sie etwa WEG-Konten auflöst oder Verfügungsberechtigungen ändert,

· zahlungsunfähig ist,

· Prämien für seine/ihre Vermögensschaden- und Betriebshaftpflichtversicherung nicht zahlt,

· eigenmächtig ohne Beschluss Versicherungen der WEG kündigt oder Beiträge nicht zahlt,

· den Erhalt einer Vermittlungsprovision beim Abschluss eines Versicherungsvertrags oder bei Durchführung einer Baumaßnahme für die WEG nicht offenlegt,

· sich grundlos weigert, mit dem Verwaltungsbeirat zusammenzuarbeiten,

· wiederholt die Jahresabrechnung nicht bis zum vereinbarten Termin vorlegt,

· mehrfach grobe Fehler in der Jahresabrechnung zu vertreten hat,

· sich pflichtwidrig weigert, zur Eigentümerversammlung einzuladen,

· sich pflichtwidrig weigert oder untätig darin bleibt, Beschlüsse der Eigentümerversammlung zeitnah auszuführen, 

· die Beschluss-Sammlung nicht zeitnah aktualisiert,

· wiederholt nicht das Protokoll der Eigentümerversammlung innerhalb der hierfür festgelegten Frist versendet,

· sich wiederholt weigert, einzelnen Sondereigentümern Akteneinsicht in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung zu gewähren.
(4) Die Sondereigentümer sind verpflichtet,

· mit dem/der Verwalter/in einen schriftlichen Vertrag zu schließen,

· dem/der Verwalter/in eine Vollmachturkunde zu erteilen, aus welcher der Umfang der Vertretungsmacht hervorgeht,

· im Veräußerungsfall den/die Erwerber/in des jeweiligen Wohnungs- oder Teileigentums zu verpflichten, in den Verwaltervertrag einzutreten.
(5) Die Rechte und Pflichten des Verwalters ergeben sich aus §§ 27 und 28 WEGesetz, dem Verwaltervertrag sowie aus den Vorschriften dieser Gemeinschaftsordnung. Insbesondere ist der Verwalter verpflichtet, 

· eine mittel- und langfristige Instandhaltungsplanung vorzunehmen und der Kalkulation der  Instandhaltungsrücklage gemäß § 10 dieser Gemeinschaftsordnung zugrunde zu legen, 

· den Sondereigentümern jederzeit und umfassend Auskunft über die Angelegenheiten der laufenden Verwaltung zu erteilen, 

· Beschlüsse der WEG unverzüglich in die Beschlusssammlung einzutragen und den Miteigentümern auf deren Verlangen offen zu legen. 

(6) Eine Entlastung des Verwalters findet nicht statt. Der/die Verwalter/in ist nicht
 von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Die WEG kann der/ dem Verwalter/in im konkreten Einzelfall durch Beschluss mit einfacher Stimmmehrheit von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien.

(7) Endet die Bestellung des Verwalters durch Zeitablauf oder Abberufung, endet auch der Verwaltervertrag, ohne dass es einer gesonderten Kündigung bedarf.

§ 19
Verwaltungsbeirat
(1) Die Eigentümerversammlung kann einen Verwaltungsbeirat gemäß § 29 WEGesetz bestellen und seine Mitglieder („Beiräte“) wählen. Die Eigentümerversammlung entscheidet per Mehrheitsbeschluss über die Anzahl der Beiräte, die Aufgaben des Beirats sowie den/die Verwaltungsratsvorsitzende/n und ggf. deren/dessen Stellvertreter/in. Jeder Sondereigentümer hat das Recht, eine geheime Wahl zur Bestellung der Mitglieder des Beirates, auch in Einzelwahlen, zu verlangen. Die Mitglieder des Verwaltungsbeirats werden für 3 Jahre gewählt und bestellt. Eine Wiederwahl ist unbegrenzt möglich. Das Recht der Abberufung hat die Eigentümerversammlung, das Recht der Amtsniederlegung hat jedes Mitglied des Beirates, soweit diese nicht zur Unzeit ausgeübt wird.

(2) Die Gemeinschaft erstattet den Beiräten die im Zusammenhang mit dieser Tätigkeit entstandenen notwendigen Kosten gegen Nachweis
. Darüber hinaus kann die Eigentümerversammlung beschließen, ob und in welcher Höhe der Verwaltungsbeirat einen Anspruch auf eine Aufwandsentschädigung für seine Tätigkeit und eine fachliche Fortbildung hierfür hat.
(3) Die Mitglieder des Verwaltungsbeirats haften gegenüber der WEG für die Wahrnehmung ihrer Sorgfaltspflichten nur wie in eigenen Angelegenheit (vgl. § 277 BGB). Sie haben Anspruch auf Entlastung, wenn ihre Amtsführung den Grundsätzen ordnungsgemäßer Verwaltung entspricht. Die Mitglieder des Verwaltungsbeirats haben gegen die WEG einen Anspruch auf den Abschluss und die Aufrechterhaltung einer Vermögensschadenshaftpflichtversicherung für ihre Tätigkeit in angemessener Höhe (siehe § 23 dieser Gemeinschaftsordnung). 

§ 20

Führung und Kontrolle der Bankkonten
(1) Der/die Verwalter/in ist verpflichtet, für die WEG sowohl ein Konto für die Einnahmen und Ausgaben der laufenden Verwaltung als auch separat ein Konto für die Instandhaltungsrückstellung einzurichten. Die Konten müssen als WEG-Eigenkonten auf den Namen „Wohnanlage ABC-Straße 11-17 in Musterstadt“ geführt werden.

(2) Der/die Verwalter/in hat darüber hinaus dafür zu sorgen
, dass

· der WEG die Kontenauszüge des Kreditinstituts und die Konteneröffnungsunterlagen  (Kontenvertragsformulare) im Original zugänglich gemacht werden, 

· das gewählte Kreditinstitut der WEG verschiedene Kontenkontrolldienste anbietet, zum Beispiel die jederzeitige Online-Einsichtsmöglichkeit in alle WEG-Konten und die Zusendung der originalen Kontoauszüge an den Verwaltungsbeirat, 

· das gewählte Kreditinstitut bei Eröffnung eines vorläufigen Insolvenzverfahrens oder Insolvenz des Verwalters jedem/r Wohnungseigentümer/in, der/die sich legitimieren kann, Auskunft über und Einsicht in die WEG-Konten erteilt.
(3) Die Kontenkontrollmöglichkeiten sind den jeweiligen neuen technischen Entwicklungen anzupassen. 
(4) Die Kontovollmacht für das Instandhaltungsrücklagenkonto ist gegenüber der kontoführenden Bank oder Sparkasse so zu beschränken, dass für Verfügungen, die über … Euro (alternativ: über monatlich … Euro) hinausgehen, die Zweitunterschrift eines Mitglieds des Verwaltungsbeirats – oder falls nicht vorhanden eines per WEG-Beschluss bestimmten Sondereigentümers – erforderlich ist.

(5) Ohne ausdrücklichen Beschluss der WEG ist der Verwalter nicht berechtigt, Gelder der Instandhaltungsrückstellung zweckwidrig – etwa für die Begleichung von Verbindlichkeiten der laufenden Verwaltung – zu verwenden. 

§ 21
Wirtschaftsplan
(1) Das Wirtschaftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

(2) Der/die Verwalter/in ist verpflichtet, für jedes Jahr einen Wirtschaftsplan mit Gesamt- sowie Einzelwirtschaftsplan für jede/n Sondereigentümer/in zu erstellen.

Der Gesamtwirtschaftsplan muss enthalten

· die voraussichtlichen Einnahmen und Ausgaben für die Verwaltung des Gemeinschaftseigentums (laufende Bewirtschaftungskosten) sowie

· den WEG-Jahresbeitrag zur Instandhaltungsrückstellung gemäß § 10 dieser Gemeinschaftsordnung.
Die Einzelwirtschaftspläne müssen die sich aus dem Wirtschaftsplan ergebenden monatlichen Vorauszahlungen (das sogenannte Hausgeld) und die sonstigen Zahlungspflichten für den/die einzelne/n Sondereigentümer/in enthalten, die entsprechend der gesetzlichen oder vereinbarten Kostenverteilungsschlüssel zu errechnen sind.

(3) Der Wirtschaftsplan (Entwurf) muss dem Verwaltungsbeirat zur Prüfung vorgelegt werden, und zwar bis spätestens zum 31. März des laufenden Wirtschaftsjahrs (alternativ: zwei Monate vor der Eigentümerversammlung). Die Frist kann aus sachlichen Gründen verlängert werden. Der mit dem Beirat abgestimmte Wirtschaftsplan ist allen Wohnungs- und Teileigentümern mindestens vier Wochen vor der Eigentümerversammlung vorzulegen, in der über den Wirtschaftsplan beschlossen werden soll. 

(4) Der Wirtschaftsplan ist von der Eigentümerversammlung mit Stimmenmehrheit zu beschließen; bis zur ersten Eigentümerversammlung ist die/der Verwalter/in (bei deren/dessen Fehlen die mit Auflassungsvormerkung im Grundbuch eingetragenen und die besitzenden werdenden Eigentümer gemeinsam) ermächtigt, ein zur Deckung der Bewirtschaftungskosten angemessenes Hausgeld festzusetzen. Das Hausgeld gemäß dem beschlossenen Wirtschaftsplan ist jeweils zum dritten Werktag des Monats zur Zahlung fällig. Die Sondereigentümer sind verpflichtet, das Hausgeld fristgerecht an die WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – zu überweisen. (Alternativ: Jeder Sondereigentümer ist verpflichtet, dem Verwalter eine Lastschriftermächtigung für die jeweils fälligen Zahlungen zu erteilen.) Das Recht der Sondereigentümer zur Zurückbehaltung und Aufrechnung gegen Hausgeldforderungen ist – soweit diese Forderungen nicht unstreitig oder rechtskräftig festgestellt sind – ausgeschlossen um die Bewirtschaftung des Gemeinschaftseigentums nicht zu gefährden.
(5) Die Verpflichtung zur Zahlung des Hausgelds in der beschlossenen Höhe gilt fort, bis die WEG einen neuen Wirtschaftsplan beschließt.

(6) Ansprüche der WEG auf Hausgeldzahlungen oder Sonderumlagen darf ein/e Sondereigentümer/in nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Verbindlichkeiten der WEG ihm/ihr gegenüber aufrechnen. Das gilt entsprechend für ein unbestrittenes oder rechtskräftig festgestelltes Zurückbehaltungsrecht, dessen Ausübung einer Aufrechnung gleichkommt.

(7) Bei Zahlungsverzug eines Sondereigentümers sind die Guthaben bzw. die rückständigen Hausgeldzahlungen oder Sonderumlagen mit einem Zinssatz von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB pro Jahr zu verzinsen. Hinterlegungen oder Zahlungen auf ein Sperrkonto gelten als Zahlungsverzug.
(8) Die WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in – hat bei Rückständen von Hausgeld oder Sonderumlagen ein effektives Forderungsmanagement zu betreiben. 
§ 22
Jahresabrechnung
(1) Der/die Verwalter/in ist verpflichtet, nach Ablauf eines Wirtschaftsjahres die Jahresabrechnung zu erstellen. Enthalten muss die Jahresabrechnung vor allem diese Bestandteile:

· Gesamtabrechnung,

· Einzelabrechnungen, 

· Übersicht über alle Einzelabrechnungen,

· Entwicklung der Instandhaltungsrückstellung (differenziert nach IST- und SOLL-Rückstellung),
· Auflistung sämtlicher Forderungen und Verbindlichkeiten der WEG am 31.12 des Wirtschaftsjahres gegenüber Dritten oder Miteigentümern unter Angabe von Schuldner/Gläubiger, Höhe und Fälligkeit (alternativ: Vermögensstatus unter Angabe von Schuldner/Gläubiger, Höhe und Fälligkeit).

(2) Die Jahresabrechnung (Entwurf) muss dem Verwaltungsbeirat zur Prüfung vorgelegt werden, und zwar bis spätestens zum 31. März des auf das Wirtschaftsjahr folgenden Kalenderjahres (alternativ: zwei Monate vor der geplanten Eigentümerversammlung). Die Frist kann aus sachlichen Gründen verlängert werden. Die mit dem Beirat abgestimmte Jahresabrechnung ist allen Sondereigentümern mindestens vier Wochen vor der Eigentümerversammlung vorzulegen, auf der über die Jahresabrechnung beschlossen werden soll.
(3) Die Jahresabrechnung ist von der Eigentümerversammlung mit Stimmenmehrheit zu beschließen. Binnen zehn Bankarbeitstagen nach Beschluss über die Jahresabrechnung ist der Verwalter zur Überweisung sich ergebender Guthaben oder zum Lastschrifteinzug von Nachzahlungen verpflichtet. Die Verwaltung darf Guthaben mit eventuell bestehenden Zahlungsrückständen der jeweiligen Sondereigentümer verrechnen. 

(4) Jede/r Sondereigentümer/in ist verpflichtet, eine eventuell beschlossene Nachzahlung binnen einer Frist von zehn Bankarbeitstagen nach dem Beschluss über die Jahresabrechnung an die WEG zu leisten. Ansprüche der WEG darf ein/e Sondereigentümer/in nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Verbindlichkeiten der WEG ihm/ihr gegenüber aufrechnen. Das gilt entsprechend für ein unbestrittenes oder rechtskräftig festgestelltes Zurückbehaltungsrecht, dessen Ausübung einer Aufrechnung gleichkommt.

(5) Bei Zahlungsverzug der WEG oder eines Sondereigentümers sind die Guthaben bzw. die rückständigen Zahlungen mit einem Zinssatz von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB pro Jahr zu verzinsen. Hinterlegungen oder Zahlungen auf ein Sperrkonto gelten als Zahlungsverzug.
§ 23
Versicherungen
(1) Für das Sondereigentum und das Gemeinschaftseigentum sind von der WEG – vertreten durch den/die Verwalter/in –  folgende Versicherungen abzuschließen:

1. eine Versicherung gegen Inanspruchnahme aus der gesetzlichen Haftpflicht der WEG für das gemeinschaftliche Eigentum am Grundstück;

2. eine Feuerversicherung und eine damit verbundene Wohngebäudeversicherung für das Sonder- und das Gemeinschaftseigentum; 

3. eine Haftpflichtversicherung für Gewässerschäden, soweit Öltanks zum Gebäude gehören; 

4. eine Leitungswasserschadensversicherung, soweit sie nicht Bestandteil der Wohngebäudeversicherung ist; 

5. eine Versicherung gegen Elementarschäden, insbesondere gegen Sturm-, Hagel- und Hochwasserschäden
;

6. eine Vermögensschadenshaftpflichtversicherung für die Mitglieder des Verwaltungsbeirats.      

Die Sachversicherungen sind zum gleitenden Neuwert abzuschließen, die Haftpflichtversicherungen in angemessener Höhe.

(2) Der/die Verwalter/in ist nicht berechtigt, eine oder mehrere der vorstehenden Versicherungen ohne Beschluss der WEG zu kündigen. Die Kündigung mit Neuabschluss oder die Änderung eines Versicherungsvertrags bedarf der Zustimmung der Eigentümerversammlung oder des Verwaltungsbeirates, wenn dieser dazu von der Eigentümerversammlung ermächtigt worden ist. Die Eigentümergemeinschaft kann durch einen Beschluss mit einer Mehrheit von ¾ aller stimmberechtigten Sondereigentümer beschließen, dass eine oder mehrere der in den Absatz 1 Ziffern 4 bis 6 genannten Versicherungen ersatzlos gekündigt werden.
III. Eintragungs- und Bewilligungsanträge, Grundbuchverfahren, evtl. Vollmachten
[Hierfür braucht es kein Muster, da dieser Bereich von den Notaren bestimmt wird.]
��
	� Die Berechnung der Miteigentumsanteile muss nicht nach dem Verhältnis der Wohn- bzw. Nutzflächen erfolgen. Eine unterschiedliche Wertung gleich großer Wohnungen kann durch die Lage im Gebäude (Straßen- oder Gartenseite, Erdgeschoss oder Dachgeschoss) oder im Gelände (Burgblick oder Wohnung neben dem Müllsammelplatz) begründet sein. Die Grundlagen der Aufteilung, die weitgehend im Ermessen des Aufteilers stehen, sollten in der Teilungserklärung erläutert sein, um Transparenz zu schaffen, was in der Praxis aber fast nie der Fall ist.


��
	� Weitere Bestimmungen, etwa über das Zugänglichmachen und Freihalten von sogenannten Aufstellflächen für die Feuerwehr im Außenbereich, sind möglich.


��
	� zum Beispiel als Ferienwohnung, an Medizin- oder an Wochenendtouristen


��
	� zum Beispiel Kfz-Stellplätze


��
	� So steht es schon im WEGesetz. Doch es dient der Aufklärung der Miteigentümer, wenn die Gemeinschaftsordnung es wiederholt.


��
	� Diese Formulierung erleichtert Modernisierungsbeschlüsse, wenn viele Miteigentümer der Eigentümerversammlung fernbleiben und nur deswegen die erforderliche Mehrheit nicht erreicht wird. Ob das gewünscht wird, ist abzuwägen. 


��
	� Sondernutzungsrechte beziehen sich regelmäßig nur auf die Flächen (ähnlich wie im Fall des Sondereigentums, das ja nicht den Gebäudekern, sondern nur die Innenräume umfasst). Somit kommen als Instandhaltungsmaßnahmen vor allem die Reinigung in Fragen, bei Gartenanteilen die Bepflanzung innerhalb der Abgrenzung. Typische Sondernutzungsrechte betreffen Balkone, Gartenparzellen, Gartenhäuser, Wegerechte, Außenparkplätze sowie Stellplätze oder Duplexparker in Tiefgaragen. Die Instandhaltungslast des die Fläche umschließenden Gemeinschaftseigentums (Balkonbrüstung, Zaun, Hecke etc.) sollte bei der WEG verbleiben.


��
	� Aufgeführt sind hier die in den meisten Fällen sinnvollen Regelungen. Je nach Art der WEG können weitere Kostenverteilungsschlüssel interessengerecht sein. Jede Jahresabrechnung basiert allerdings auf den gewählten Kostenschlüsseln und ist nur nachrechenbar, wenn die Regelungen transparent und nicht zu kompliziert sind.


��
	� Beispiele: Einspeisevergütungen, Erlöse aus im Gemeinschaftseigentum stehenden Parkplätzen oder  Waschmaschinenmarken, dem Betrieb einer gemeinschaftlichen Sauna, der Miete für eine Hausmeisterwohnung der WEG o.ä.


��
	� Eine solche Vorgabe schafft Terminsicherheit und betont die Ernsthaftigkeit der Forderung einer mindestens jährlichen Eigentümerversammlung. Alle nötigen Abrechnungen sollten bis zum 30.6. des auf das Wirtschaftsjahr folgenden Jahres vorliegen.


��
	� Die 25 % entsprechen der gesetzlichen Regelung (§ 24 Abs. 2 WEGesetz). Eine vertragliche Heraufsetzung dieser Hürde beschränkt Ihre Rechte gravierend, ist nicht zu empfehlen und zudem in ihrer Zulässigkeit umstritten.


��
	� Auch wenn der Gesetzgeber die Einberufung der Zweitversammlung direkt nach der nicht beschlussfähigen Erstversammlung nicht ausschließt, empfiehlt WiE die hier genannte Regelung. Sie räumt jedem Eigentümer eine erneute Bedenkfrist ein. Ob Sie diesen Schutz als sinnvoll oder organisatorisch hinderlich werten, hängt von Ihrer persönlichen Situation ab.


��
	� Dies verhindert, dass ein Mehrheitseigentümer allein über die Verwaltung entscheidet.


��
	�  Ein Konto auf den Namen der WEG wird WEG-Eigenkonto genannt, häufig aber auch als offenes Fremdgeldkonto bezeichnet.


��
	� Dies werden Sie bei Erwerb einer noch zu errichtenden Immobilie immer umgekehrt lesen, weil der Verkäufer, wenn er ein Immobilienunternehmer ist, häufig auch Verwalterdienste, Hausmeister- oder Wartungsdienste oder Bauleistungen anbietet, und zumindest den von ihm eingesetzten Erstverwalter, von dieser rechtlichen Hürde befreien will. § 181 BGB ist aber eine wichtige, allgemeingültige Schutzvorschrift für den Vertretenen (hier die WEG) und sollte nicht unbedacht preisgegeben werden.


��
	� Beiräte investieren bereits ihre Freizeit in ihr Ehrenamt. Für ihre Fortbildung muss die WEG aufkommen. Nach § 670 ff. BGB können sie die Erstattung der Kosten und Auslagen für ihr Amt verlangen. Zu den möglichen Aufwandsentschädigungen zählen neben Porto-, Telefon- und Fahrtkosten auch Fachliteratur und die Teilnahme an Ausbildungs- und Fortbildungsveranstaltungen.


��
	� Diese Regelung findet sich – noch – in kaum einer Gemeinschaftsordnung, wird von WiE aber im Interesse des Verbraucherschutzes und zur Veruntreuungsvorbeugung nachdrücklich empfohlen. 


��
	� Ein vom Kalenderjahr abweichendes Wirtschaftsjahr ist verwaltungstechnisch aufwendiger und intransparenter abzurechnen. Das verursacht unnötige Kosten und Probleme.


��
	� Letzteres nur, wenn das Grundstück in einem hochwassergefährdeten Bereich liegt.
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